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Hans Frankenthal, geboren 1926 in Schmallenberg Sauerland, wurde zu-
sammen mit seiner Familie 1943 nach Auschwitz deportiert. Seine Eltern 

wurden ermordet. Hans und sein Bruder Ernst überlebten die Zwangs-
arbeit im Lager Monowitz und das Konzentrationslager Mittelbau-Dora 
und wurden schließlich 1945 in Theresienstadt befreit. Nach ihrer Rück-
kehr nach Schmallenberg betrieb der Autor eine Metzgerei und arbeitete 

als Viehhändler. Er war im Landesverband der Jüdischen Gemeinden 
Westfalen-Lippe, als Mitglied des Zentralrates der Juden in Deutschland 

und als stellvertretender Vorsitzender des Auschwitz-Komitees in der 
Bundesrepublik tätig. Hans Frankenthal starb am 22. Dezember 1999 in 
Dortmund. Er wurde auf dem jüdischen Friedhof in Hagen-Eilpe begra-
ben. In Erinnerung an ihn verleiht die Stiftung Auschwitz-Komitee seit 

2010 einmal jährlich den Hans-Frankenthal- Preis.

Die 1999 im Fischer-Verlag erschienene Erstausgabe der Biografie von 
Hans Frankenthal enthielt ein Begriffsglossar und einen Plan des Kon-
zentrationslagers Auschwitz-Monowitz. Sowohl der Lagerplan als auch 
das Glossar – um neue Stichworte ergänzt – sind in der 2012 im Metro-
pol Verlag Berlin publizierten Neuauflage der Biografie nicht mehr Teil 
der Buchausgabe, sondern im Internet als kostenloses PDF-Dokument 

online verfügbar gemacht.
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Glossar

»Arbeitseinsatz« > »Geschlossener Arbeitseinsatz«

Bereits in den Wochen und Monaten vor dem Novemberpogrom 1938 
(> »Reichskristallnacht«) waren Gesetze und Erlasse in Vorbereitung, 
welche die jüdische Bevölkerung in ihrer sozialen Existenz weiter be-
schränken und vor allem von den nichtjüdischen Deutschen isolieren 
sollten. Auf Veranlassung der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenfürsorge sollten jüdische Erwerbslose unabhängig von ih-
rem erlernten oder zuletzt ausgeübten Beruf zu kaum entlohnten Ar-
beiten gezwungen werden. Bis Ende 1939 hatten Städte und Gemein-
den ebenso wie Privatfirmen 20 000 Jüdinnen und Juden in separaten 
Arbeitskolonnen insbesondere zu Tiefbauarbeiten und zur Müllbe
seitigung herangezogen. Im Frühjahr 1940 wurde dieser Geschlossene 
Arbeitseinsatz auch auf erwerbsfähige jüdische Deutsche, die nicht aus 
öffentlichen Mitteln unterstützt wurden, ausgedehnt. Auch Rüstungsfir-
men bedienten sich der jüdischen Zwangsarbeiterinnen und -arbeiter, 
beschäftigten sie in abgetrennten Fertigungsbereichen oder sicherten 
ihre Isolierung von der nichtjüdischen Belegschaft durch besondere 
Kennzeichnung. Zur Jahreswende 1940/41 waren 40 000 jüdische Deut-
sche im Geschlossenen Arbeitseinsatz bei den Kommunen, in der Bau-
wirtschaft und in der Rüstungsindustrie zwangsbeschäftigt. Im Sommer 
1941 wurden die Ausbildungs- und Umschulungslager der Reichsver
einigung der Juden in Deutschland entweder geschlossen oder im Rah-
men des Zwangseinsatzes reorganisiert. Ende Juli 1941 waren zwischen 
51 000 und 53 000 deutsche Jüdinnen und Juden bei Zwangsarbeiten 
eingesetzt, das heißt bis zu neunzig Prozent der Erwerbsfähigen waren 
in den Geschlossenen Arbeitseinsatz eingegliedert. 
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»Arisierung«

Bis zum Pogrom am 9./10. November 1938 (> »Reichskristallnacht«) 
hatten Jüdinnen und Juden – seit Beginn des NS-Regimes unter dem 
Druck terroristischer Gewalt – etwa sechzig Prozent des Eigentums 
an Grundstücken und betrieblichem Vermögen meist weit unter dem 
eigentlichen Wert abgestoßen, um sich ins Ausland zu retten oder ihre 
durch Berufsverbote und andere Diskriminierungen ruinierte Existenz 
in Deutschland zu finanzieren. Die Reichsregierung versuchte diesen 
Prozess des vorteilhaften Aufkaufs jüdischen Eigentums zugunsten der 
Staatskasse zu kanalisieren. Im April 1938 ordnete sie an, dass Jüdin-
nen und Juden ihr Vermögen offen legen mussten und unterwarf jede 
Verfügung einer behördlichen Genehmigung. Sogenannte Arisierungs-
sachverstände und Gauwirtschaftsberater befanden gemeinsam mit den 
örtlichen Verbänden der Wirtschaft, den Vorläufern der Industrie- und 
Handelskammern, darüber, ob zum Verkauf stehende Betriebe weiter-
zuführen oder zu schließen waren. Mit dem Novemberpogrom wur-
den die Eigentumsübernahmen beschleunigt. Nachdem die Verfügung 
über Bankguthaben eingeschränkt war, wodurch das Reich sich um eine 
Milliarde Reichsmark bereichert hatte, und die Versicherungen jegliche 
Leistungen an jüdische Geschädigte einsparten, sollte binnen weniger 
Wochen und Monate noch der Aufkauf des restlichen Betriebs- und 
Grundvermögens stattfinden. Die jüdische Bevölkerung war zur Aus-
wanderung gezwungen, wollte sie dem Verhängnis dauerhafter Ver
armung in Deutschland entgehen. 

Auschwitz

Das Konzentrationslager Auschwitz wurde im Laufe seiner viereinhalb-
jährigen Existenz (1940–1945) das größte Vernichtungszentrum der 
Nationalsozialisten und das größte Arbeitslager der deutschen Indus-
trie. Die systematische Vernichtung der jüdischen Bevölkerung sowie 
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der Sinti und Roma im deutschen Herrschaftsbereich wurde in Ausch-
witz fabrikmäßig vollzogen. Auf Befehl Heinrich Himmlers, Reichs-
führer SS und Chef der Deutschen Polizei, vom 27. April 1940 ließ die 
SS ein Konzentrationslager nahe der sechzig Kilometer westlich von 
Krakau (Kraków) gelegenen Stadt Auschwitz (Oświęcim) errichten. Das 
Konzentrationslager entstand auf einem Kasernengelände, das im 19. 
Jahrhundert dem österreichischen Militär gedient hatte. 1944 umfasste 
dieses sogenannte Stammlager (Auschwitz I) insgesamt dreißig einge-
schossige Holz- und Ziegelbaracken. Im Block 10 wurden Häftlinge Op-
fer verbrecherischer medizinischer Menschenversuche, während Block 
11 als Folter- und Strafblock diente. Zwischen beiden lag die berüchtigte 
»Schwarze Wand«, die Hinrichtungsstätte, an der die SS Tausende Häft-
linge erschoss. 

Die ersten Häftlinge in Auschwitz I waren vor allem Angehörige 
der polnischen Intelligenz, die aus Sicht der Besatzer im Interesse der 
Herrschaftssicherung ermordet werden sollten. Nachdem Heinrich 
Himmler am 1. März 1941 das Konzentrationslager besucht hatte, be-
fahl er, es stark zu vergrößern. Im Rahmen der Volkstums- und Germa-
nisierungspolitik begann der weitere Ausbau mit der Vertreibung aus 
den umliegenden Dörfern. Drei Kilometer vom Stammlager entfernt 
mussten ab Oktober 1941 10 000 sowjetische Kriegsgefangene den La-
gerteil Auschwitz-Birkenau bauen, der ab November 1943 als Ausch-
witz II bezeichnet wurde. Über 9000 von ihnen kamen dabei bis zum 
Frühjahr 1942 um. Das Konzentrationslager, das in einem Sperrbezirk 
von rund vierzig Quadratmeter lag, sollte zunächst eine Kapazität von 
130 000 und langfristig von 200 000 Häftlingen erreichen.

Die ersten Versuche mit dem Einsatz von Gas zur systematischen 
Ermordung von Häftlingen hatten im Stammlager von Auschwitz im 
August/September 1941 an polnischen Häftlingen und sowjetischen 
Kriegsgefangenen stattgefunden. Dort wurde auch die erste Gaskammer 
in einem zum Krematorium gehörenden, als »Leichenhalle« bezeich-
neten Raum eingerichtet. In Birkenau dienten ab Januar beziehungs
weise Juni 1942 zunächst zwei umgebaute Bauernhütten (bezeichnet als 



8

Bunker 1 und 2) zur Tötung durch Gas, bevor zwischen März und Juni 
1943 unter Beteiligung der Firma Topf & Söhne vier große Krematorien 
fertiggestellt wurden. Sie waren mit Auskleide- und als Duschräumen 
getarnten Gaskammern ausgestattet, in welche die SS jeweils rund 2000 
Häftlinge trieb. Tausende von Menschen wurden auf diese Weise täglich 
fabrikmäßig ermordet. Das Giftgas Zyklon B, an dem die Menschen ei-
nen qualvollen Erstickungstod starben, lieferte die Firma Degesch, an 
der die Konzerne Degussa und I. G. Farben zu jeweils 42,5 Prozent be-
teiligt waren. Die SS »verwertete« die Leichen, bevor diese auf Schei-
terhaufen oder in den Krematorien verbrannt wurden. Die Häftlinge 
eines Sonderkommandos wurden gezwungen, den Toten die Goldzäh-
ne herauszubrechen. Die Haare der Opfer verarbeiteten die Deutschen 
Ausrüstungswerke, ein SS-eigener Betrieb, zu Decken.

In Auschwitz-Birkenau endeten die Transporte der aus ganz 
Europa Deportierten. An der Rampe eines Abstellgleises trieb die SS 
die Menschen aus den Viehwaggons der Reichsbahn und beraubte sie 
ihrer noch verbliebenen Habe, bevor sie sie zur > Selektion abführte. 
Schwache, Alte, Kranke, Kinder und Jugendliche unter fünfzehn Jahren 
sowie schwangere Frauen wurden direkt in die Gaskammern getrieben. 
Wer bei der Ankunft in Auschwitz die erste Selektion überlebte (etwa 
fünfzehn bis dreißig Prozent der Deportierten), wurde registriert und be-
kam eine Häftlingsnummer auf den linken Unterarm tätowiert. Nachdem 
den Häftlingen alle Haare abgeschoren worden waren, wurden sie auf die 
verschiedenen Lager verteilt. Im Stammlager Auschwitz befanden sich 
durchschnittlich 15 000 bis 18 000 Häftlinge. Das ständig erweiterte Ver-
nichtungslager Auschwitz-Birkenau erreichte 1943 eine Häftlingsstärke 
von etwa 140 000. Es war unterteilt in das Männerlager und das ab August 
1942 errichtete Frauenlager. Im Frühjahr 1943 wurde zudem innerhalb 
des Geländes das »Zigeunerlager« abgetrennt, in dem zwischen dem Ein-
treffen des ersten Transports mit Sinti und Roma am 26. Februar 1943 und 
der Räumung am 2. und 3. August 1944 über 22 000 Menschen ermordet 
wurden. Als dritter Komplex des Konzentrationslagers entstand ab Früh-
jahr 1941 Auschwitz III in Monowitz (> Auschwitz III – Monowitz).
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Sowohl die systematische Verwischung der Spuren durch die Tä-
ter – zum Beispiel die Verbrennung der Transportlisten der deportier-
ten Juden ab Sommer 1944 – ebenso wie die Tatsache, dass eine nicht 
feststellbare Anzahl von Deportierten unmittelbar nach der Selektion 
vergast wurde, ohne auch nur registriert zu werden, machen eine exakte 
Angabe der Anzahl der in Auschwitz ermordeten Menschen unsicher. 
In der Forschungsliteratur schwanken die Angaben zwischen mindes-
tens 1,1 bis 1,6 Millionen Toten. Die meisten Ermordeten waren Juden.

Auschwitz III – Monowitz

Auschwitz III entstand infolge des im Frühjahr 1941 durch die I. G. 
Farbenindustrie begonnenen Baus des als »kriegswichtig« eingestuften 
Chemiewerks Buna IV.  Nachdem erste Planungen für ein chemisches 
Großwerk der I. G. Farben in Oberschlesien bereits im November 1939 
angestellt wurden, intensivierte die Konzernführung ihre Standortsu-
che im Herbst 1940. Ihre Absicht war es, den kriegsbedingt erhöhten 
Bedarf der Wehrmacht an Buna (Kunstkautschuk) und Flugbenzin 
mit eigenen strategischen Zielen der Technologie-, Investitions- und 
Profitentwicklung zu verbinden. Der Werksbau wurde mit der rassis-
tischen Germanisierungspolitik des Reichskommissars für die Fes-
tigung deutschen Volkstums, Heinrich Himmler, koordiniert. Die 
Häuser und Wohnungen der vertriebenen jüdischen und polnischen 
Bevölkerung bezogen Mitarbeiter der I. G. Farben. Das Bauland der 
enteigneten Eigentümer erwarb der Konzern zu Dumpingpreisen. 
Durch den staatlich organisierten Raub der oberschlesischen Koh-
legruben durch die Haupttreuhandstelle Ost war darüber hinaus die 
billige Energieversorgung gewährleistet. Ein weiterer Standortfaktor 
war für I.  G. Farben von ausschlaggebender Bedeutung: Die schon 
vor Baubeginn feststehende Zusage der SS, Tausende KZ-Häftlinge als 
Arbeitskräfte aus dem nahegelegenen Konzentrationslager Auschwitz 
bereitzustellen. 
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Bei Baubeginn im April 1941 mussten die ersten Häftlings-Arbeits-
kommandos unter SS-Bewachung vom Stammlager Auschwitz bis zur 
Baustelle täglich einen sieben Kilometer langen Hin- und Rückmarsch 
zurücklegen. Um eine größere Anzahl Häftlinge einsetzen und deren 
Leistung durch Wegfall der Anmarschwege effizienter ausbeuten zu 
können, errichtete I.  G. Farben auf eigene Kosten ein firmeneigenes 
Konzentrationslager auf ihrem Werksgelände. Hierfür würde die Be-
völkerung des Dorfes Monowitz zwangsweise ausgesiedelt, und Ende 
Oktober 1942 wurden in das dort geschaffene Konzentrationslager die 
ersten Häftlinge verlegt, deren Zahl bis Sommer 1944 auf über 10 000 
anstieg. Das Konzentrationslager wurde zunächst als »Lager Buna« be-
zeichnet. Diese Benennung leitete sich von dem Markennamen des von 
der I. G. Farbenindustrie produzierten künstlichen Kautschuk, »Buna« 
(von BUtadien und NAtrium), ab. 

Das Konzentrationslager in Monowitz wurde im November 1943 
auf Befehl des Reichsführer SS Heinrich Himmler zu der eigenständigen 
Verwaltungseinheit Auschwitz III, der über vierzig Nebenlager unter 
dem Lagerkommandanten SS-Obersturmführer Heinrich Schwarz un-
terstanden. Im Dezember 1943 erfolgte dann die Umbenennung des 
als »Lager Buna« bezeichneten Konzentrationslagers in »Arbeitslager 
Monowitz«. In zahlreichen Nebenlagern wurden Häftlinge in Kohle-
gruben von I. G. Farben-Tochtergesellschaften ausgebeutet. Dort lag die 
durchschnittliche Überlebensdauer der Häftlinge bei ein bis zwei Mo-
naten und war damit noch kürzer als in Monowitz selbst, wo diese etwa 
drei bis vier Monate betrug. 

Die historische Ermittlung der Totenzahlen ist durch die nur lü-
ckenhaft überlieferten Häftlingskartei und Totenbücher des KZ Buna/
Monowitz kompliziert. In der Forschungsliteratur basierten die Toten-
zahlen der im KZ Buna/Monowitz umgekommenen und ermordeten 
Opfer zumeist auf Schätzungen ehemaliger Häftlinge. Diese schwanken 
zwischen mindestens 23  000 und höchstens 40  000 Opfern. Der pol-
nische Historiker Piotr Setkiewicz geht von mindestens 10 000 Toten 
des KZ Buna/Monowitz aus, während Bernd C. Wagners Berechungen 
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zufolge dort 23 000 bis 25 000 starben und in den Kohlengruben der 
I.  G. Auschwitz in Außenlagern nochmals einige Tausend Häftlinge 
umkamen. Wagner geht daher von insgesamt 30 000 direkt durch die 
Tätigkeit für die IG umgekommenen Häftlingen aus. Viele starben bei 
Arbeitsunfällen, die durch fehlende Arbeitsschutz-Maßnahmen verur-
sacht wurden. Häufigste Todesursache war jedoch die körperliche Aus-
zehrung infolge der Ausbeutung der Arbeitskraft bis zur völligen Er-
schöpfung, der permanenten Unterernährung sowie der unbehandelten 
Krankheiten. Bei sinkender Leistung, Arbeitsunfähigkeit aufgrund ei-
ner längeren Krankheit oder Invalidität ließen I. G. Farben-Angestellte 
Häftlinge bei den regelmäßigen Selektionen durch die SS nach Birkenau 
zur Vernichtung abschieben.

Auschwitz-Prozess

Im Verfahren in der Strafsache 4 Ks 2/63 gegen Mulka und andere stan-
den einundzwanzig ehemalige SS-Angehörige (Wachmannschaften, 
SS-Ärzte, Sanitäter) und ein ehemaliger Häftling von Auschwitz als 
Angeklagte wegen Mordes und Beihilfe zum Mord vor dem Landge-
richt in Frankfurt am Main. Auslöser des Verfahrens war eine Anzeige 
des Auschwitz-Überlebenden Adolf Rögner bei der Staatsanwaltschaft 
Stuttgart. Rögner wies darauf hin, dass der wegen seiner Foltermetho-
den berüchtigte ehemalige SS-Angehörige der Politischen Abteilung 
in Auschwitz Wilhelm Boger unbehelligt in der Bundesrepublik lebte. 
Nach zunächst schleppenden Ermittlungen war vor allem das Engage-
ment des Hessischen Generalstaatsanwalts Fritz Bauer gegen interne 
Widerstände in der bundesdeutschen Justiz entscheidend dafür, dass 
1963, fünf Jahre später, die Hauptverhandlung des Auschwitz-Prozesses 
in Frankfurt am Main eröffnet wurde.

Der Umfang der Vorermittlungen, die 365 Zeugenvernehmungen 
und die 183-tägige Prozessdauer (bis August 1965) sprengten alle bis 
dahin in der bundesdeutschen Rechtsgeschichte üblichen Dimensionen. 
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Um der interessierten Öffentlichkeit genügend Raum bieten zu können, 
tagte das Gericht zunächst im Plenarsaal des Römers, ab April 1964 im 
Haus Gallus. Ein Novum war auch der im Dezember 1964 stattfinden-
de Lokaltermin im ehemaligen Vernichtungslager Auschwitz, den die 
polnische Regierung, noch vor Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen, ermöglichte. 

Mit dem Prozess wurden erstmals in der bundesdeutschen Rechts-
geschichte Auschwitz und die dort begangenen Verbrechen eingehend 
thematisiert und in einer breiteren Öffentlichkeit diskutiert. Zeugen-
aussagen und historische Gutachten von Sachverständigen erlaubten 
ebenso wie eine Vielzahl verlesener Dokumente einen Einblick in die 
Entstehung, Struktur und den Betrieb der industriellen Massenvernich-
tung in Auschwitz. 

Die bedrückenden Aussagen der überlebenden Häftlinge aus zahl-
reichen Ländern halfen in der Hauptverhandlung nicht nur die Tatum-
stände und individuelle Verantwortung der einzelnen Angeklagten zu 
klären, sondern vermittelten einen Eindruck vom Alltag und der Situ-
ation der Häftlinge in dem Vernichtungslager. Sie standen im krassen 
Gegensatz zu den Aussagen der Angeklagten, die keinerlei Schuldeinge-
ständnis zeigten und durchweg behaupteten, sich nicht mehr erinnern 
zu können. Den im Mai 1965 beginnenden Plädoyers folgte am 19./20. 
August 1965 das ausgesprochen milde Urteil, das unter den Anträgen 
der Staatsanwaltschaft blieb. Zwei Angeklagte, die aus gesundheitlichen 
Gründen bereits während des Verfahrens ausgeschlossen worden wa-
ren, wurden gar nicht verurteilt. Drei Angeklagte sprach das Gericht 
frei, elf erhielten Freiheitsstrafen zwischen drei und vierzehn Jahren so-
wie sechs lebenslänglich. 

Es folgten noch drei weitere Auschwitz-Prozesse in den Jahren von 
1965 bis 1976 in Frankfurt am Main Auch diese Prozesse endeten mit 
zahlreichen Einstellungen, Freisprüchen und wenigen Verurteilungen.
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Bitburg

Der Begriff steht für eine politische Kontroverse im Jahre 1985. Anläss-
lich des 40. Jahrestages der bedingungslosen Kapitulation der Wehr-
macht legte US-Präsident Ronald Reagan gemeinsam mit Bundeskanz-
ler Helmut Kohl Kränze an der Gedenkstätte des KZ Bergen-Belsen und 
auf dem Soldatenfriedhof Kolmeshöhe in Bitburg nieder. Unten den da-
mit gedachten Toten waren auch Soldaten, die eindeutig der Waffen-SS 
zugeordnet werden konnten. Kritiker sahen »Bitburg« als Teil der Ge-
schichtspolitik der Bundesregierung, die Deutschland zu einer neuen 
Normalität auf Augenhöhe mit den Siegermächten des Zweiten Welt-
krieges führen solle. Die Kranzniederlegung auf dem Soldatenfriedhof 
lasse die Einzigartigkeit der NS-Verbrechen im Gedenken an die ge-
meinsamen Toten in den Hintergrund treten.

Blockältester

Der Blockälteste war ein von der SS bestimmter > Funktionshäftling, der 
den > SS-Blockführern für »Sauberkeit und Ordnung« in einem Block 
verantwortlich war. Als Zeichen seines Ranges trug er auf dem linken 
Ärmel die Nummer seines Blocks, in der Baracke bekam er eine extra 
abgetrennte Kammer zugeteilt.

Blockführer

Der Blockführer war ein SS-Angehöriger, der über einen oder mehre-
re Blocks die Aufsicht hatte. Die Blockführer hatten nahezu uneinge-
schränkte Macht über die Häftlinge, ihre Gesundheit und ihr Leben. Sie 
konnten Prügelstrafen anordnen, foltern und sogar töten.
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Chanukka

hebr. »Einweihung«. Das im Dezember gefeierte jüdische Fest erinnert 
an die 165 v.u.Z. von Judas Makkabäus veranlasste Wiederaufnahme 
des Jerusalemer Tempeldienstes. Acht Tage lang wird jeden Abend ein 
weiteres Licht des neunarmigen Chanukka-Leuchters angezündet, da-
her wird es auch als »Fest der Lichter« bezeichnet.

Der Stürmer

„Der Stürmer« war eine 1923 von Julius Streicher gegründete antisemi-
tische Wochenzeitung. Ihr thematischer Schwerpunkt war der Kampf 
gegen eine vermeintliche »Degeneration der nordisch-germanischen 
Rasse« durch »Rassenschande«. Seit 1927 stand das Zitat »Die Juden 
sind unser Unglück!« am Fuße jeder Titelseite. Die genaue Auflage des 
Stürmer ist nicht bekannt; sie soll 1927 etwa 20 000 betragen und in den 
Jahren nach 1933 sechsstellige Höhen erreicht haben. In diesen Jahren 
waren im ganzen Deutschen Reich die sogenannten Stürmer-Kästen 
verbreitet. In diesen öffentlichen Schaukästen konnten die aktuelle Aus-
gabe kostenlos gelesen werden. Der Herausgeber Julius Streicher wurde 
1946 wegen Verbrechen gegen die Menschheit angeklagt, zum Tode ver-
urteilt und hingerichtet.

Displaced Persons

„Displaced Person« (DP; engl. für eine »Person, die nicht an diesem 
Ort beheimatet ist«) ist die Bezeichnung der alliierten Streitkräfte für 
eine Zivilperson, die sich kriegsbedingt außerhalb ihres Heimatstaa-
tes aufhielt und ohne Hilfe nicht zurückkehren oder in einem anderen 
Land neu ansiedeln konnte. Zu den DPs gehörten u. a. Kriegsgefange-
ne, ehemalige Konzentrationslagerhäftlinge und während des Krieges 
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in deutschen Betrieben eingesetzte Zwangsarbeiter. Ihre genaue Zahl 
ist ungeklärt; insgesamt sollen etwa 12 Millionen DPs von den Alliier-
ten im Deutschen Reich und in den besetzten Gebieten befreit worden 
sein. Sie wurden in sogenannte DP-Lager gebracht, die teilweise auf 
den Geländen ehemaliger Zwangsarbeiter- oder Konzentrationslager 
errichtet wurden. Ihre Repatriierung oder Ansiedlung in anderen Län-
dern dauerte teilweise Jahre. Nach der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland 1949 wurden die verbliebenen DPs als »heimatlose Aus-
länder« eingestuft; einige von ihnen sind bis heute staatenlos. Erst 1957 
verließen die letzten DPs – jüdische Holocaustüberlebende – das Lager 
Föhrenwald in Oberbayern.

Funktionshäftlinge

Funktionshäftlinge waren von der SS für bestimmte Aufgaben (Lageräl-
tester, > Blockältester, Lagerschreiber, > Kapo, Häftlingsarzt etc.) aus-
gewählte Lagerinsassen, die mit einer entsprechenden Armbinde ge-
kennzeichnet waren. Ein solcher Status erhöhte die Überlebenschancen, 
weil Funktionshäftlinge etwas bessere Unterkunft, Kleidung und Essen 
erhielten und von schwerer körperlicher Arbeit befreit waren. Sie waren 
der SS für den reibungslosen Ablauf der Lagerverwaltung verantwortlich 
und bekamen hierfür weitgehende, häufig unumschränkte Vollmachten 
gegenüber den untergeordneten Häftlingen eingeräumt. Sie konnten be-
strafen und selbst töten. Je größer die Lager waren, desto mehr war die SS 
auf diese Beteiligung von Häftlingen an der Lagerverwaltung angewie-
sen, und desto größer wurden die Möglichkeiten der Funktionshäftlinge, 
zugunsten anderer Häftlinge zu handeln. Für die Überlebensbedingun-
gen und die Entwicklungsmöglichkeiten des Widerstands war es daher 
von großer Bedeutung, wer diese Funktionen auf welche Weise ausübte. 

Die SS setzte bevorzugt nichtjüdische deutsche Häftlinge ein, wobei 
sogenannte »Berufsverbrecher« (> Grüne) besondere Berücksichtigung 
fanden. Obwohl keineswegs alle Grünen sich zu Werkzeugen der SS 
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machen ließen – ebenso wenig wie alle politischen Häftlinge (Rote, > 
Häftlingskennzeichnung) ihre Funktion im Sinne der Häftlinge ausüb-
ten –, waren Lager gefürchtet, in denen die Grünen die meisten Funk-
tionshäftlinge stellten. In vielen Konzentrationslagern entwickelte sich 
ein harter Machtkampf zwischen Roten und Grünen um einflussreiche 
Posten in der Lagerhierarchie. Jüdische Lagerinsassen konnten nur in 
Ausnahmefällen in diese Positionen gelangen.

Gestapo

Die Abteilungen Politische Polizei der Polizeipräsidien wurden seit 
1933 als Geheime Staatspolizei (Gestapo) weitergeführt. Die stärkste 
Waffe der Gestapo gegen Antifaschistinnen und Antifaschisten sowie 
die vom Regime ausgemachten Feindgruppen war die polizeiliche Vor-
beugehaft, die Zehntausende der Gestapo-Haft und der Folter aussetz-
te, sowie die keiner richterlichen Prüfung unterliegende sogenannte 
Schutzhaft, das heißt die Verschleppung in Gefängnisse, Zuchthäuser 
sowie Konzentrations- oder Arbeitserziehungslager. Im Juni 1936 er-
hielt Heinrich Himmler als Reichsführer SS und Chef der deutschen Po-
lizei die Befehlsgewalt über alle Zweige der Polizei. Der Polizeiapparat 
wurde zentralisiert, vergrößert und in zwei Formationen reorgani-
siert: Zum einen die Sicherheitspolizei, bestehend aus Kriminalpolizei 
und Gestapo einschließlich der Grenzpolizei, die Reinhard Heydrich 
unterstand; und zweitens die aus Schutzpolizei und Gendarmerie ge-
bildete Ordnungspolizei, geleitet von Kurt Daluege. 1939 wurde der 
Sicherheitsdienst (SD) der SS, ein unter Heydrich im Inland und im 
Ausland geheimdienstlich arbeitender Nachrichtendienst der NSDAP, 
im Reichsinnenministerium mit den Abteilungen der Sicherheitspolizei 
im Reichssicherheitshauptamt zusammengeführt. Im Krieg stellte die 
Gestapo Beamte für die Einsatzgruppen der SS zur Verfügung, die 
mordend den deutschen Truppen in den besetzten Gebieten der Sow-
jetunion folgten. Außerdem waren Kommandos der Gestapo zuständig 
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für die Deportationen (> Transporte) der jüdischen Bevölkerung in die 
Vernichtungslager. Der Internationale Militärgerichtshof in Nürnberg 
erklärte die Gestapo, der 1944 über 30 000 Personen angehört hatten, 
zur verbrecherischen Organisation.

Grüne

In der Lagersprache wurden die wegen »krimineller Vergehen« ins KZ 
eingelieferten Häftlinge als »Grüne« bezeichnet, da sie als > Häftlings-
kennzeichnung einen grünen Winkel auf der linken Brustseite oder am 
Hosenbein tragen mussten. Sie wurden bevorzugt als Kapos eingesetzt 
(> Funktionshäftlinge, > Kapo).

Häftlingskennzeichnung

Der Kennzeichnung und Ungleichbehandlung von Häftlingsgruppen 
in den Konzentrations- und Vernichtungslagern bediente sich die SS, 
um die Häftlinge zu spalten und die eigene Herrschaft zu festigen. Trotz 
teilweise willkürlicher Handhabung und Uneinheitlichkeit entstand ein 
System: Die Häftlinge mussten einen farbigen Dreieckswinkel auf die 
linke Brustseite sowie das rechte Hosenbein der Häftlingskleidung auf-
nähen. Ein roter Winkel kennzeichnete politische Häftlinge, ein grüner 
»Kriminelle«, ein violetter Zeugen Jehovas, ein schwarzer »Asoziale«, 
ein rosa Winkel Homosexuelle und ein brauner »Zigeuner«. Jüdinnen 
und Juden mussten unter ihrem jeweiligen Winkel ein gelbes Dreieck 
tragen, sodass ein sechszackiger Stern entstand. Die Staatsangehörigkeit 
wurde durch auf den Winkel aufgedruckte Anfangsbuchstaben gekenn-
zeichnet, zum Beispiel »TCfür Tschechen, »F« für Franzosen und »P« 
für Polen. Im Vernichtungslager Auschwitz wurde den Häftlingen zu-
sätzlich eine Nummer auf den linken Unterarm tätowiert. 
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Hitlerjugend (HJ)

Die Hitlerjugend war die 1926 gegründete Jugendorganisation der NS-
DAP. Schon vor 1933 diente sie als Instrument des gewaltsamen Kampfs 
gegen politische Gegnerinnen und Gegner. Nach der Machtübergabe 
an die Nationalsozialisten 1933 wurden oppositionelle Jugendorgani-
sationen, vor allem der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung, ver-
boten und weitgehend zerschlagen. Die übrigen Jugendorganisationen 
wurden im »Reichsausschuss deutscher Jugendverbände« zwangsweise 
zusammengefasst. Die HJ war altersmäßig unterteilt in Jungvolk und 
Jungmädel (zehn- bis vierzehnjährige) sowie Hitlerjugend und Bund 
Deutscher Mädel (vierzehn- bis achtzehnjährige). Der HJ-Dienst dien-
te der »Erziehung des Wehrwillens» und beinhaltete neben Ausflügen 
und Feierstunden vor allem ideologische Schulungen (insbesondere in 
Geschichte der NSDAP und »Rassenkunde«) sowie Sport. Schwerpunkt 
der Tätigkeit der HJ war die vormilitärische Schulung der vierzehn- bis 
achtzehnjährigen Jungen durch Aufmärsche, Kasernenbesuche, Exer-
zieren und infanteristische Ausbildung. Seit 1939 war die Mitgliedschaft 
für alle als »arisch« deklarierten Jugendlichen verbindlich. Im Zweiten 
Weltkrieg wurden HJ-Mitglieder in der Kriegswirtschaft, als Flak- und 
Luftschutzhelfer sowie am Kriegsende in den paramilitärischen Einhei-
ten »Volkssturm« und im »Werwolf« eingesetzt.

Israel und Sara

Ein Runderlass des Reichsministers des Inneren vom 18. August 1938 
zwang alle Jüdinnen und Juden im deutschen Machtbereich, ab dem 1. 
Januar 1939 Vornamen zu tragen, die als jüdisch galten (vgl. Reichsge-
setzblatt 1938, Bd. I, 1044). Eine von Ministerialrat Hans Globke im In-
nenministerium zusammengestellte Liste zugelassener Namen war dem 
Erlass beigefügt. Sofern sie keinen der vorgeschriebenen Vornamen hat-
ten, mussten alle jüdischen Frauen den Namen »Sara« und alle Männer 
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»Israel« in Geburts- und Heiratsurkunden eintragen lassen. Bei keiner 
Unterschrift, bei keinem Dokument im Rechts- und Geschäftsverkehr 
durfte fortan dieser Name fehlen.

Iwrith

Das Wort Iwrith, das sich von der Bezeichnung »Hebräer« (Iwri) ab-
leitet, bezeichnet die hebräische Sprache. Jahrhunderte lang war Heb-
räisch vor allem die Sprache des Gebets und der Theologie und wurde 
als Schriftsprache der Gelehrten verwendet. Im Rahmen der jüdischen 
Aufklärung im 19. Jahrhundert wurde sie neu belebt und entwickelte 
sich wieder zur gesprochenen, durch moderne Begriffe bereicherten 
Sprache. Seit 1948 ist Iwrith die Amtssprache des Staates Israel.

Joint

Kurzbezeichnung für American Jewish Joint Distribution Committee 
(AJDC). Nach Beginn des Ersten Weltkriegs gegründet, organisierte 
das AJDC weltweite Hilfe bei antijüdischen Verfolgungen und Pogro-
men. Im Zweiten Weltkrieg konzentrierte sich die Arbeit auf die ver-
folgten europäischen Juden; zum Beispiel wurden Nahrungsmittel ver-
teilt und Hilfsaktionen finanziell gesichert. Nach 1945 war das AJDC 
die bedeutendste Hilfsorganisation für die jüdischen Überlebenden der 
deutschen Vernichtungspolitik und gehört noch heute zu den größten 
und wichtigsten jüdischen Wohltätigkeitsorganisationen.

Kanada

Kanada war die von polnischen Häftlingen geprägte und von der SS 
übernommene Bezeichnung für das Effektenlager BIIg in Auschwitz-
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Birkenau, wo das den Deportierten an der Rampe geraubte Eigentum 
gelagert und sortiert wurde. Dieses riesige Reservoir an beschlagnahm-
ten Kleidern, Wertsachen, Koffern, Haushaltsgegenständen etc. wurde 
mit diesem symbolischen Namen belegt, da Kanada in Polen als uner-
messlich reiches Land galt.

Kapo

Die Ableitung des Begriffs Kapo ist umstritten: Er kann sowohl vom 
italienischen »Capo« (Haupt, Kopf) als auch von der Abkürzung »Ka-
meradschaftspolizei« hergeleitet werden. Ein Kapo war ein von der 
SS ernannter Häftling, der die Aufsicht über ein Arbeitskommando 
oder über Lagerdienste hatte und dem SS-Kommandoführer verant-
wortlich war. Er musste für die Erfüllung des vorgegebenen Arbeit-
spensums sorgen und wurde unter Strafandrohung dazu angehalten, 
dieses mit militärischem Drill und brutaler Gewalt durchzusetzen. 
Eine Reihe von Kapos ließ sich zu willfährigen Instrumenten der 
Herrschaft der SS machen, es gab aber auch Häftlinge, die Terror und 
Gewalt gegen ihre Mithäftlinge zu vermeiden versuchten und ihre 
Funktion nutzten, um Überleben und Widerstand zu ermöglichen (> 
Funktionshäftlinge).

Kindertransporte nach England

Nach dem Novemberpogrom 1938 verabschiedete das britische Par-
lament eine Resolution mit der Aufforderung, jüdische Kinder aus 
Deutschland aufzunehmen. Hilfskomitees in Großbritannien organi-
sierten die Unterbringung der Kinder mit Unterstützung jüdischer und 
nichtjüdischer Familien und Organisationen. In Deutschland vermittel-
ten die jüdischen Gemeinden die Ausreisemöglichkeit über die Nieder-
lande. Bis zum September 1939 gelang etwa 10 000 Kindern die Einreise 
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nach England. Tausende andere auf diesem Weg aus Deutschland ge-
flüchtete Kinder saßen aber bei Kriegsbeginn in den Niederlanden fest 
und gerieten nach dem Einmarsch der Wehrmacht erneut in die Fänge 
der deutschen Besatzungsmacht.

koscher

Das Wort koscher leitet sich von hebräisch »kascher« (»tauglich«, »pas-
send«) her und bedeutet rituell rein. Koscher bezeichnet im Judentum 
Verhaltensregeln, die aus der Thora abgeleitet werden. Es bezieht sich 
sowohl auf die vorschriftsmäßige Herstellung und den unbeschädig-
ten Zustand der Thorarollen wie auf die Gültigkeit und Fähigkeit von 
Zeugen gemäß rabbinischem Recht. Am bekanntesten ist der Bezug auf 
die jüdischen Speisegesetze, welche die Zubereitungsart, Lagerung und 
Konsum von Nahrungsmitteln regeln. So ist zum Beispiel nur der Ver-
zehr von Tieren erlaubt, die Wiederkäuer und deren Hufe zugleich voll 
gespalten sind. Außerdem müssen Milch und Fleisch bei der Speisezu-
bereitung sorgfältig getrennt werden.

Kritische Aktionäre

Diese Organisationsform von Aktieneigentümern stammt aus den USA. 
In der Bundesrepublik Deutschland sind sie im Dachverband der Kriti-
schen Aktionärinnen und Aktionäre zusammengeschlossen und setzen 
sich für eine demokratische Reform der Geschäftspolitik von Großkon-
zernen und Banken ein. Ein Mittel des Protestes ist die Nutzung des 
Rede- und Antragsrechts auf den jährlichen Hauptversammlungen, das 
durch öffentliche Informationskampagnen flankiert wird.
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Mittelbau-Dora

Der Aufbau des Lagers bei Nordhausen im Harz erfolgte wenige Tage 
nach der Zerstörung der Raketenproduktionsstätten in Peenemünde 
durch alliierte Luftangriffe am 17./18. August 1943. Auf Entscheidung 
des Rüstungsministers Albert Speer und in Zusammenarbeit mit dem 
Reichsführer SS Heinrich Himmler wurde die Produktion von Flak-
zielgeräten und die Endmontage der Raketenwaffe V 2 in unterirdische 
Stollen im Kohnstein-Massiv verlegt. Die beteiligten Unternehmen bil-
deten die Mittelwerk-GmbH, deren Vorstand der Kommandant des Au-
ßenlagers Mittelbau-Dora als Arbeitsdirektor angehörte. Zum Aufbau 
des Lagers wurden aus dem KZ Buchenwald bis Ende 1943 etwa 17 000 
Häftlinge überstellt, von denen ein Viertel umkam. Die Gefangenen 
mussten in kontinuierlichen Wechselschichten unter Tage arbeiten und 
waren zum Teil in den kalten und extrem staubigen Stollen unterge-
bracht. Wegen der hohen Sterberate in Mittelbau-Dora wurde im Januar 
1944 ein Krematorium in Betrieb genommen. Im Laufe des Jahres 1944 
verlegten zahlreiche Rüstungskonzerne Produktionen in den Mittelbau-
Komplex. Im Oktober 1944 wurde das bisherige Außenlager des KZ Bu-
chenwald als KZ Mittelbau mit dem Stammlager Dora und den großen 
Außenlagern Ellrich und Harzungen sowie mehr als dreißig kleineren 
Außenlagern und Außenkommandos eigenständig. Die Belegstärke des 
KZ Mittelbau stieg von etwa 12 500 zum Abschluss der Aufbauphase 
Ende März 1944 auf etwa 45 000 Häftlinge Ende Dezember 1944. 
Täglich starben etwa 100 Häftlinge aufgrund der mörderischen Arbeits-
bedingungen und des Terrors der SS. Im Januar 1945 wurde die ehema-
lige Boelcke-Kaserne in Nordhausen zum Sterbelager für nicht mehr ar-
beitsfähige Häftlinge bestimmt. Zwischen Januar und März 1945 trafen 
etwa 18 000 Häftlinge in Mittelbau-Dora ein, die von der SS aus Ausch-
witz, Groß-Rosen und anderen Lagern vor der anrückenden Roten Ar-
mee zum weiteren Arbeitseinsatz Richtung Westen getrieben worden 
waren. Anfang April 1945 wurde das Lager mit vermutlich 40 000 Häft-
lingen geräumt. Bis auf eine kleine Gruppe spezialisierter Häftlinge, die 
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zur V-Waffen-Montage nach Ebensee in Oberösterreich transportiert 
werden sollte, mussten die Häftlinge Todesmärsche in Richtung Sach-
senhausen oder Bergen-Belsen antreten. 680 zurückgelassene Häftlinge 
erlebten die Befreiung Nordhausens durch amerikanische Truppen am 
11. April 1945. Die wenigen Überlebenden der Todesmärsche wurden 
Anfang Mai im Raum Mecklenburg, nordwestlich des Harzes und in 
Bergen-Belsen befreit.

Muselmann

Muselmann bezeichnete in der Lagersprache Frauen und Männer, die 
durch Hunger und Krankheit physisch und psychisch völlig erschöpft 
waren. Aufgrund der extrem harten Arbeit und der völlig unzureichen-
den Ernährung magerten viele Häftlinge innerhalb kurzer Zeit bis auf 
das Skelett ab und wurden anfällig für Krankheiten. Diese Häftlinge mit 
einem apathischen, ausdruckslosen Blick, die gleichgültig gegenüber ih-
rer Umwelt und ihrem Schicksal geworden waren, standen in der Lager-
hierarchie ganz unten. Sie waren in der Regel rettungslos zum Sterben 
verurteilt.

NSDAP-Ortsgruppenleiter 

Die NSDAP war bis in die kleinsten Gebiete straff organisiert: vierzig 
bis sechzig Haushaltungen bildeten als kleinstes Hoheitsgebiet einen 
Block, vier bis acht Blocks eine Zelle und drei bis fünf Zellen die Orts-
gruppe der NSDAP, deren politischer Leiter der als Hoheitsträger mit 
besonderen Befugnissen ausgestattete Ortsgruppenleiter war. In der 
Hierarchie folgten die Kreisleiter, die Gauleiter, die achtzehn Reichs-
leiter und der »Führer« und Reichsleiter Hitler. Zu den Aufgaben der 
politischen Leiter gehörte vor allem die Überwachung der politischen 
Haltung der Bevölkerung, wobei sie eng mit der Gestapo und dem SD 
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zusammenarbeiteten. Der Internationale Militärgerichtshof in Nürn-
berg stufte 1946 das gesamte Korps der politischen Leiter der NSDAP 
– insgesamt ca. 700 000 Parteiführer – als verbrecherisch ein.

NSV

Die Nationalsozialistische Volkswohlfahrt (NSV) war ein der NSDAP 
angeschlossener Verein, der mit der Einverleibung der Einrichtungen 
der aufgelösten Arbeiterwohlfahrtsverbände seit 1933 und der Über-
nahme von nicht kriegswichtigen Wohlfahrtseinrichtungen des Roten 
Kreuzes seine Tätigkeit entfaltete. Die NSV kontrollierte die durch das 
Winterhilfswerk aufgebrachten Mittel. Sie war Werkzeug der rassisti-
schen Sozialpolitik, die ihre Tätigkeit an die Vorgabe von der Auslese 
»höherwertigen« und der Ausgrenzung und Vernichtung »minderwer-
tigen Lebens« band. Einen im Vergleich zur NSDAP guten Ruf genoss 
die NSV in der deutschen Mehrheitsbevölkerung, weil es ihre Aufgabe 
war, durch umfassende und stets propagandistisch begleitete Betreuung 
die Folgen des staatlichen Sozialabbaus aufzufangen und die unmittel-
bare Not durch Kriegszerstörungen zu lindern.

Nürnberger Rassegesetze

Das »Reichsbürgergesetz« und das »Gesetz zum Schutz des deutschen 
Blutes und der deutschen Ehre« vom 15. September 1935 werden als 
die Nürnberger Gesetze oder Rassegesetze bezeichnet, weil diese zum 
Ende der jährlichen Reichsparteitagskundgebung in Nürnberg ver-
kündet wurden. Das Reichsbürgergesetz stellte neben die bestehende 
Staatsangehörigkeit die »Reichsbürgerschaft«. Reichsbürger, »der allei-
nige Träger der vollen politischen Rechte«, wie es im Gesetzestext heißt, 
konnte »nur der Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blu-
tes« sein, »der durch sein Verhalten beweist, dass er gewillt und geeignet 
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ist, dem Deutschen Reich in Treue zu dienen«. Das »Gesetz zum Schutz 
des deutschen Blutes und der deutschen Ehre« stellte Beziehungen zwi-
schen jüdischen und nichtjüdischen Deutschen unter Strafe: Eheschlie-
ßungen und Liebesbeziehungen wurden verboten. Aufgrund dieses 
Gesetzes wurden Ehescheidungen erleichtert und Eheschließungen für 
nichtig erklärt. Denunziationen genügten, um Juden wie Nichtjuden 
wegen »Rassenschande« vor Sondergerichte zu zerren und zu KZ-Haft 
zu verurteilen. Untersagt wurde Juden auch die Beschäftigung nicht-
jüdischer Dienstmädchen. Am 14. November 1935 erließ das Reichs-
innenministerium eine erste Verordnung, die bestimmte, wer als Jude 
zu gelten hatte. Darauf basierten alle weiteren Regelungen zur völligen 
Entrechtung der jüdischen Deutschen und zur Zerstörung ihrer wirt-
schaftlichen und sozialen Existenz. Mit einer zweiten Verordnung vom 
26. November 1935 erweiterte der Reichsminister des Inneren den Kreis 
der Betroffenen des »Blutschutzgesetzes« über Juden hinaus. Nun war 
auch die »Eheschließung von deutschblütigen Personen mit Zigeunern, 
Negern oder ihren Bastarden« unter Strafe gestellt.

Ortsbauernführer

Der Ortsbauernführer war ein Funktionär des Reichsnährstandes, einer 
am 13.September 1933 errichteten öffentlich-rechtlichen Gesamtkör-
perschaft, die alle in der Ernährungswirtschaft tätigen Personen und 
Betriebe (einschließlich Handel und Verarbeitung) sowie alle land-
wirtschaftlichen Selbstverwaltungsorgane und Verbände zwangsweise 
zusammenfasste. Der Reichsnährstand war einerseits eine am Führer-
prinzip orientierte berufsständische Organisation, andererseits ein dem 
Reichsbauernführer und Reichsminister für Ernährung und Landwirt-
schaft unterstelltes staatliches Organ. Erst 1949 wurde er durch Gesetz 
aufgelöst.
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Persilschein
 
Der Begriff steht im Zusammenhang mit der »Entnazifizierung«. Bereits 
auf der Konferenz von Jalta im Februar 1945 hatten sich Stalin, Chur-
chill und Roosevelt darauf geeinigt, die nationalsozialistische Ideologie 
und alle nationalistischen und militaristischen Einflüsse in der deutschen 
Gesellschaft zu beseitigen. Nach Kriegsende wurden nationalsozialisti-
sche Gesetze außer Kraft gesetzt und NS-Organisationen, Symbole und 
Schriften verboten. In den drei westlichen Besatzungszonen wurden viele 
Deutschen durch Spruchkammern politisch überprüft, um frühere Na-
tionalsozialisten aus Schlüsselpositionen zu entfernen und Verbrechen 
zu ahnden. In diesen Verfahren wurde es zur weit verbreiteten Praxis, 
sich durch entlastende Aussagen von Opfern und Gegnern des Regimes 
oder unbelasteter Personen einen positiven Leumund zu verschaffen, um 
den Anforderungen des Entnazifizierungsgesetzes zu genügen. Abgeleitet 
von dem Markennamen des bekannten Waschmittels Persil besagte der 
Ausdruck Persilschein, dass die betroffene Person vom Vorwurf einer na-
tionalsozialistischen Gesinnung und Tätigkeit »reingewaschen« wurde.

posel 

Das aus dem hebräischen stammende Wort charakterisiert vor allem 
Kultgegenstände (zum Beispiel Thorarollen), die nicht nach jüdisch-
religiösen Vorschriften hergestellt oder beschädigt beziehungsweise 
verunreinigt worden sind. Aber auch eine Person oder ein Zeuge kann 
posel sein, wenn er nicht > koscher ist.

Rapportführer

Der Rapportführer war ein SS-Unterführer, der innerhalb der SS-Hie-
rarchie eine Position zwischen dem Lagerführer und den ihm unter
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gebenen Blockführern innehatte. Zu seinen Aufgaben zählte die Anfer-
tigung von Häftlingsstärkemeldungen, die er ebenso wie Berichte über 
bedeutsame Vorgänge beim Lagerführer abgab.

»Reichskristallnacht«

Der Pogrom gegen die jüdische Bevölkerung im Deutschen Reich am 
9./10. November 1938 wurde bekannt unter der verharmlosenden Be-
zeichnung »Reichskristallnacht«, die sich auf das Bild der zertrümmer-
ten Schaufensterscheiben jüdischer Geschäfte bezieht. Dem Pogrom 
ging die Eskalation der Vertreibungspolitik gegen in Deutschland le-
bende und arbeitende polnische Staatsangehörige jüdischen Glaubens 
voraus. Am 28.Oktober 1938 wurden 17 000 polnische Jüdinnen und 
Juden über die Grenze nach Polen abgeschoben. Da die polnische 
Regierung zuvor ein Rückkehrverbot angekündigt hatte, saßen die 
Menschen im deutsch-polnischen Grenzstreifen tagelang fest. Unter 
ihnen befanden sich auch die Eltern von Herschel Grynszpan, einem 
in Deutschland aufgewachsenen siebzehnjährigen Juden. Aus Protest 
gegen die Verfolgung der Juden und die verzweifelte Lage seiner Eltern 
schoss er am 7. November 1938 in Paris auf den deutschen Diplomaten 
Ernst vom Rath. Als dieser am 9. November 1938 an den Folgen des 
Attentats starb, nutzte die nationalsozialistische Führung dieses Ereig-
nis, um den Pogrom auszulösen und als spontane Antwort der Bevöl-
kerung auf den Tod von vom Rath auszugeben. Auf einer Versammlung 
der NSDAP-Führerschaft in München wurde noch am selben Abend 
mit Zustimmung Adolf Hitlers durch eine Hetzrede des Propaganda-
ministers Joseph Goebbels der reichsweite Pogrom eingeleitet. Die 
SA-Führung gab sofort telefonisch den Befehl aus, sämtliche jüdischen 
Geschäfte zu zerstören und die Synagogen in Brand zu stecken. Vom 
Geheimen Staatspolizeiamt in Berlin ging ein Fernschreiben an alle Ge-
stapoleit- und Gestapo-Stellen, in dem verfügt wurde, dass »Aktionen 
gegen Juden insbesondere gegen deren Synagogen [...] nicht zu stören« 
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seien. Ferner wurde befohlen, Vorbereitungen für »die Festnahme von 
etwa 20 000 – 30 000 Juden im Reiche« zu treffen. SA- und NSDAP-
Mitglieder sowie Angehörige der HJ und anderer NS-Organisationen 
setzten Synagogen in Brand, plünderten etwa 7500 Geschäfte und ver-
wüsteten unzählige Wohnungen. Teile der Bevölkerung beteiligten sich 
und nutzten die Gelegenheit zur Plünderung. Die Feuerwehr, die ange-
wiesen worden war, nicht einzugreifen, schützte nur die angrenzenden 
Gebäude vor dem Übergreifen der Flammen. Die Polizei ging höchstens 
gegen unorganisierte Plünderungen vor. 

Nach offiziellen Angaben wurden mindestens einundneunzig 
Menschen ermordet, die Gesamtzahl der infolge des Pogroms umge-
kommenen und in den Suizid getriebenen Opfer wird aber auf 2000 
bis 2500 Menschen geschätzt. Rund 30 000 jüdische Männer und Ju-
gendliche wurden in die KZ Buchenwald, Dachau und Sachsenhausen 
verschleppt, wo viele von ihnen aufgrund der körperlichen und psy-
chischen Misshandlungen umkamen. Die meisten Inhaftierten muss-
ten unter Zwang den Verzicht auf ihr Eigentum erklären; der größte 
Teil kam erst nach der Abgabe von Auswanderungsverpflichtungen 
frei. Der Novemberpogrom markiert den Übergang zur forcierten Ver-
treibung der jüdischen Bevölkerung ins Ausland und den Beginn der 
abschließenden Phase der > Arisierung. Deutschland sollte »judenfrei« 
werden. Der überaus gewalttätig durchgeführte Pogrom diente zudem 
der Einstimmung der nichtjüdischen Bevölkerung auf den bereits be-
schlossenen Krieg.

Rotkäppchen- und Weißkäppchenkommando

Die so bezeichneten Frauen-Kommandos – in der Häftlingssprache 
nach der Farbe ihrer Kopftücher benannt – arbeiteten in Auschwitz-
Birkenau im Lagerbereich > Kanada, wo sich die Effektenkammern be-
fanden. Die beim Entladen der Transporte den Deportierten geraubten 
Wertgegenstände und ihr Gepäck wurden von der Rampe in Birkenau 
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vom sogenannten Rollkommando, einem Männerkommando, nach Ka-
nada verbracht, wo es von den Frauen sortiert wurde.

Sabbat

leitet sich vom hebr. Wort »schabat« (aufhören, ruhen) ab. Der Sabbat 
beginnt mit der Dämmerung am Abend des Freitags und endet mit Ein-
tritt der Dunkelheit am Abend des Samstags. In der Thora wird er auf 
den Tag der Ruhe Gottes nach der Schöpfung zurückgeführt und gilt 
als Tag der Arbeitsruhe und religiösen Besinnung. Der Sabbat wird tra-
ditionell zu Hause begonnen mit Gebeten, dem Lichteranzünden und 
Tischgebeten beim Sabbatmahl. Am darauffolgenden Tag wird beim 
Besuch des Gottesdienstes in der Synagoge aus der Thora gelesen.

Sara > Israel

Selektion

Der von Darwin geprägte Begriff aus der Evolutionsbiologie bedeutet 
wörtlich »Auswahl«. Einen Bedeutungswandel erfuhr er durch die so-
zialdarwinistische Ideologie, die Darwins Theorie vom »Kampf ums 
Dasein« in der Natur auf die menschliche Gesellschaft übertrug und 
die Selektion der »besten« Menschen forderte. Die Nationalsozialisten 
integrierten das sozialdarwinistische Gedankengut in ihre Rassenideo-
logie. In Auschwitz bedeutete Selektion die regelmäßige Aufteilung der 
Häftlinge vor allem durch SS-Ärzte in diejenigen, die als »noch arbeits-
fähig« befristet weiterleben durften, und in diejenigen, die sofort er-
mordet wurden. 
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Theresienstadt

Die tschechische Stadt Terezín (seit 1939 unter deutscher Herrschaft 
Theresienstadt) mit knapp 7000 Einwohnern wurde ab November 1941 
geräumt und zum Ghetto umfunktioniert. Den mehr als 75 000 nach 
Theresienstadt deportierten tschechischen und slowakischen Jüdinnen 
und Juden folgten seit Sommer 1942 Transporte mit insgesamt 42 000 
deutschen, 15 000 österreichischen, 5000 niederländischen und 500 dä-
nischen Menschen. Viele Opfer dieser »Alterstransporte« hofften, mit 
der »Wohnsitzverlegung« in das als »Gemeinschaftslager« bezeichne-
te Ghetto der Deportation in den Osten zu entgehen. Für 88 000 der 
141 000 bis in das Jahr 1945 nach Theresienstadt deportierten Jüdinnen 
und Juden war der Ort aber nur Zwischenstation auf dem Weg in die 
Ghettos und Vernichtungslager im Osten. Von dort kehrten nur 3500 
Überlebende zurück. In Theresienstadt kamen 33 500 Menschen ums 
Leben. Durch den NS-Propagandafilm »Der Führer schenkt den Juden 
eine Stadt« ist die Lüge vom »Muster-Ghetto« bis heute tradiert worden. 
Die Dreharbeiten in Theresienstadt schlossen an eine Besichtigung des 
Ghettos durch eine Delegation des Internationalen Roten Kreuzes im 
Juli 1944 an, der die weitgehende Räumung des Ghettos durch Trans-
porte nach Auschwitz-Birkenau vorausgegangen war. 

Todesmarsch

Der Begriff Todesmarsch wurde von Häftlingen der Konzentrations-
lager geprägt und bezeichnet erzwungene Märsche großer bewachter 
Gefangenenkolonnen, in deren Verlauf die Häftlinge brutal misshandelt 
und viele von den Wachen ermordet wurden. Die Nationalsozialisten 
nannten die Todesmärsche beschönigend »Evakuierung«.

Der erste Todesmarsch erfolgte Mitte Januar 1940 in Polen, als etwa 
800 jüdische Kriegsgefangene der polnischen Armee bei sehr niedrigen 
Temperaturen unter Bewachung berittener SS auf einen annähernd 100 
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Kilometer langen Fußmarsch geschickt wurden, den nur wenige Dut-
zend überlebten. Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion 
trieben die Besatzungstruppen Hunderttausende sowjetische Kriegsge-
fangene von der Front in die Lager im rückwärtigen Heeresgebiet. Mit 
der großen Offensive der Roten Armee und den alliierten Landungen 
im Westen räumte die SS die in Frontnähe geratenen Konzentrationsla-
ger und deportierte die Häftlinge in Gebiete, die noch unter deutscher 
Kontrolle standen. Die Fußmärsche dauerten bis zu einem Monat und 
gingen oft über Entfernungen von mehreren hundert Kilometern. Alle 
Gefangenen, die zurückblieben, wurden erschossen – manchmal gan-
ze Marschkolonnen. In den Fällen, in denen die Häftlinge auf Züge 
verladen wurden, litten sie, im Durchschnitt mit siebzig Personen in 
einem Waggon zusammengepfercht, unter Sauerstoff-, Wasser- und 
Nahrungsmangel. Im Winter 1944/45 erfroren Häftlinge in den Zü-
gen zu Hunderten. Der letzte Todesmarsch (der Insassen des Lagers in 
Reichenau/Sudeten) begann am 7. Mai 1945. 

Die genaue Zahl der bei diesen Märschen getöteten Menschen 
ist unbekannt. Es wird geschätzt, dass allein von den 750 000 Häftlin-
gen aus den Konzentrationslagern, welche die Todesmärsche antreten 
mussten, zwischen 250 000 und 375 000 ermordet wurden. Die Brutali-
täten und Morde an den marschierenden Häftlingen fanden vielfach auf 
den Straßen vor den Augen der Bevölkerung statt. 

Transporte > Deportationen aus dem Reichsgebiet

Wenige Wochen nach dem Überfall auf die Sowjetunion am 22. Juni 
1941 begann in den eroberten Gebieten der systematische Massen-
mord an der sowjetischen jüdischen Bevölkerung. Zugleich konkre-
tisierten sich die vom Reichssicherheitshauptamt (RSHA) unter Rein-
hard Heydrich ausgearbeiteten Planungen zur Vertreibung der Juden 
und Jüdinnen aus dem deutschen Herrschaftsbereich. In der zweiten 
Jahreshälfte 1941 wandelte sich der Charakter der Deportationen 
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grundlegend von einer Vertreibungs- zu einer Vernichtungspolitik. 
Seit dem 31. Juli 1941 verfügte Heydrich über den von Hermann Gö-
ring unterschriebenen Auftrag, einen Plan für die »Gesamtlösung der 
Judenfrage in Europa« auszuarbeiten. Als Heydrich dieses Deporta-
tions- und Ausrottungsvorhaben am 31. Januar 1942 hochrangigen 
Vertretern von Reichsbehörden und Parteidienststellen auf der Konfe-
renz am Berliner Wannsee vorstellte, hatten die Massendeportationen 
deutscher, österreichischer und tschechischer Juden bereits begonnen. 
Zwischen Oktober 1941 und März 1942 betrafen zwei Deportations-
wellen etwa 60 000 von den über 300 000 in Deutschland, Österreich 
und dem Protektorat Böhmen und Mähren lebenden Juden sowie Sin-
ti und Roma. Deportationsziele waren die Ghettos in Litzmannstadt 
(Lódz) im besetzten Polen sowie Riga und Minsk im sogenannten 
Reichskommissariat Ostland. Etwa 6000 der Deportierten wurden 
sofort erschossen. Die meisten sperrten die Deutschen in die Ghet-
tos, in denen sie zuvor eine große Zahl einheimischer Juden ermordet 
hatten. Der größte Teil der Deportierten starb während der großen 
Mordaktionen des Jahres 1942. Zwischen Mitte März und Mitte Juli 
1942 fand eine dritte Verschleppungsaktion statt, mit der etwa 55 000 
weitere Juden in Ghettos und Lager im Distrikt Lublin, aber auch nach 
Warschau deportiert wurden. 

Der Arbeitseinsatz in Deutschland bot gerade zu Beginn der Mas-
sendeportationen 1941/42 keinen verlässlichen Schutz vor dem Ab-
transport. Es war eher eine Frage des Kräfteverhältnisses und des über-
haupt gegenüber den Stapoleitstellen geltend gemachten Interesses der 
beteiligten Rüstungsinspektoren, der Arbeitsämter und der Unterneh-
men, ob zwangsbeschäftigte Juden – vorläufig – zurückgestellt wurden. 
Den Mitarbeitern der Jüdischen Gemeinden, die tagtäglich mit den 
Aufsichtsbeamten der Gestapo zu tun hatten und deren Mitwirkung die 
Gestapo bei der Durchführung der Deportation verlangte, gelang es nur 
selten, Zurückstellungen einzelner oder ganzer Gruppen zu erwirken. 
Die vorgegebene Sollstärke eines Deportationszuges erzwang jedoch in 
aller Regel ihre Opfer.
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Ab Mai 1942 setzten die Deportationen nach Theresienstadt ein, 
ab Dezember 1942 wurde das Lager Auschwitz-Birkenau zum Ziel der 
meisten Deportationen. Ende 1942 waren insgesamt 218  000 Juden 
deutsche, österreichische und tschechische Juden deportiert worden. 
Im Februar 1943 folgten ihnen auch die jüdischen Arbeiter in der Rüs-
tungsindustrie und Angestellte der jüdischen Gemeinden. Im Juni 1943 
galt die »Endlösung« im Reich als vorläufig abgeschlossen. Allein aus 
Deutschland wurden mehr als 130 000 Juden und Jüdinnen deportiert 
und in den Ghettos und Vernichtungslagern ermordet.

Ihr Abtransport aus den Städten und Gemeinden fand in aller Öf-
fentlichkeit statt. Unternehmer, Betriebsleiter, Hauseigentümer, Bank-
angestellte, Spediteure, Altwarenhändler und eine Vielzahl von Beam-
ten und Angestellten der Behörden und von Mitarbeitern kommunaler 
Einrichtungen, die mit der Oberfinanzdirektion nach der Deportation 
offene Forderungen und Gutschriften abwickelten und restliches Ver-
mögen verwerteten, wussten, dass es für die Deportierten keine Rück-
kehr geben sollte.

Treuhand
 
Die »Treuhandanstalt« (kurz »Treuhand«) wurde 1990 in der Spätphase 
der DDR gegründet und 1994 aufgelöst. Ihre Aufgabe war es, die Volks-
eigenen Betriebe der DDR zu privatisieren oder, wenn das nicht mög-
lich war, stillzulegen. Der Treuhand unterstanden etwa 8500 Betriebe, 
in denen mehr als vier Millionen Menschen arbeiteten. Viele verloren 
ihren Arbeitsplatz. Die Treuhand zog als »Abwickler« der DDR-Wirt-
schaft Kritik auf sich, zumal es in ihrem Umfeld zu Fällen von Förder-
mittelmissbrauch und Wirtschaftskriminalität kam.
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Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN)

Die 1947 in Frankfurt am Main gegründete Vereinigung der Verfolg-
ten des Nazi-Regimes (VVN) ging aus den nach der Befreiung in den 
vier Besatzungszonen der Alliierten gebildeten Komitees ehemaliger 
politischer Gefangener und anderer Verfolgtenorganisationen des NS-
Regimes hervor. Die VVN setzte sich für soziale Belange der Verfolgten 
ein. Zu ihren politischen Zielen gehörte die Aufklärung über die Mas-
senverbrechen des Faschismus und deren Strafverfolgung, die Doku-
mentation des Widerstandes und das politische Engagement für einen 
antifaschistisch-demokratischen Neubeginn Nachkriegsdeutschlands. 

Im Kalten Krieg verlor die VVN zunehmend ihren überkonfes-
sionellen und überparteilichen Charakter und entwickelte sich in Ost 
und West unterschiedlich. In der DDR wurden die Zeugen Jehovas, 
Sinti und Roma, jüdische, sozialdemokratische und konservative Opfer 
unter dem Vorwurf politischer Unzuverlässigkeit aus der Organisation 
gedrängt. 1953 wurde die VVN in der DDR aufgelöst und stattdessen 
das Komitee der Antifaschistischen Widerstandskämpfer gegründet, 
das künftig einen Alleinvertretungsanspruch erhob. 

In der Bundesrepublik führten politische Auseinandersetzungen zu 
einer Spaltung. SPD-Mitglieder sollten die VVN nach einem Parteitags-
beschluss verlassen und in die 1948 gegründete Arbeitsgemeinschaft 
verfolgter Sozialdemokraten übertreten. Aus Anlass der Beteiligung der 
VVN an der Kampagne gegen die Remilitarisierung der BRD wurde sie 
1951 in Hamburg und Rheinland-Pfalz vorübergehend verboten unter 
dem Vorwurf, es handle sich um eine »kommunistische Tarnorganisati-
on«. Dies führte dazu, dass VVN-Mitgliedern die Anerkennung als NS-
Verfolgte entzogen und Entschädigungszahlungen verweigert wurden. 
In den 1970-er Jahren öffnete sich die VVN jüngeren Mitgliedern und 
führte den Namenszusatz Bund der Antifaschisten ein. 

Seit 2002 existiert die gesamtdeutsche Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten (VVN-BdA. Ihr gehören neben der ehemals westdeutschen 
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Organisation die ehemaligen DDR-Organisationen Bund der Antifa-
schisten (BdA) und Interessengemeinschaft ehemaliger Teilnehmer 
am antifaschistischen Widerstand, Verfolgter des Naziregimes und 
Hinterbliebener (IVVdN) an. Zu den Mitgliedsverbänden zählen auch 
die Lagergemeinschaften ehemaliger Häftlinge der Konzentrationsla-
ger gehören. Die VVN-BdA ist nach eigenen Angaben mit rund 9000 
Mitgliedern die größte antifaschistische Organisation in der Bundes-
republik.

Versöhnungstag

(hebr. Jom ha-Kippurim) ist der letzte der zehn auf das jüdische Neu-
jahrsfest (Rosch-ha-Schana) folgenden Bußtage. Er dient der persönli-
chen Buße und der Versöhnung mit den Mitmenschen.

Volksdeutsche

Als Volksdeutsche wurden Personen bezeichnet, die nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besaßen und, teilweise seit Generationen, außer-
halb der Grenzen des Deutschen Reiches von 1937 und Österreichs 
lebten. Als »Deutscher Volkszugehöriger« definierte der Runderlass 
des Reichsministers des Innern vom 29.März 1939, »wer sich selbst als 
Angehöriger des deutschen Volkes bekennt, sofern dieses Bekenntnis 
durch bestimmte Tatsachen, wie Sprache, Erziehung, Kultur usw. be-
stätigt wird. Personen artfremden Blutes, insbesondere Juden, sind nie-
mals deutsche Volkszugehörige, auch wenn sie sich als solche bezeich-
net haben.«



36

Widerstand in Auschwitz

Unter den Bedingungen eines Vernichtungslagers zielte Widerstand in 
Auschwitz zunächst auf den Schutz des Lebens der Häftlinge. Im Unter-
schied zu individuellen Formen des Widerstands – wie der Unterstüt-
zung von einzelnen Mithäftlingen – umfasste die organisierte Form alle 
Anstrengungen und Handlungen, die gegen den absoluten Herrschafts-
anspruch der SS und gegen die weitere Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen im allgemeinen gerichtet waren. 

Die politische Zusammensetzung der Widerstandsgruppen verän-
derte sich entsprechend der Zusammensetzung der Häftlinge. Domi-
nierte zunächst in Auschwitz vor allem der polnische Widerstand, so 
änderte sich dies in dem Maße, wie immer mehr Häftlinge aus den be-
setzten Ländern Europas nach Auschwitz deportiert wurden. Erfahrene 
Kader aus der Arbeiterbewegung verschiedener Länder bildeten mit 
Vertreterinnen und Vertretern jüdischer Organisationen der Arbeiter-
bewegung und bürgerlichen Oppositionellen den Kern illegaler Zellen, 
die sich trotz sprachlicher Kommunikationsprobleme und den teilweise 
vorhandenen nationalen und antisemitischen Vorurteilen zu einer la-
gerweiten Organisation vernetzten. 

Zu den dringlichen Aufgaben des Widerstandes gehörte es, zu-
sätzliche Nahrung, Medikamente sowie Kleidung zu organisieren. Da 
bei geringsten Widerstandstätigkeiten die Gefahr drohte, entdeckt, ge-
foltert und hingerichtet zu werden, spielte der Schutz vor Infiltration 
durch Spitzel der Politischen Abteilung (der Gestapo des Lagers) und 
deren Entlarvung eine große Rolle. 

Der Widerstand dokumentierte die in Auschwitz begangenen 
Verbrechen. Fotos, Lager- und Baupläne, Berichte (zum Beispiel Ab-
schriften der Transportlisten, Namenslisten erschossener Häftlinge) 
und Briefe, die Informationen über die Vernichtungsmethoden und 
die Zahl der Opfer enthielten, schmuggelten Flüchtende oder Kurie-
re unter Lebensgefahr an illegale Widerstandsgruppen außerhalb des 
Lagers. 
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Durch Sabotage an Material, Maschinen, Werksteilen und fertigen 
Produkten konnten Häftlinge, die bei Krupp, Siemens, den Weichsel-
Union-Werken oder I.  G. Farben Zwangsarbeit leisten mussten, den 
Nachschub der Kriegsproduktion erschweren. 

Von über 800 Fluchtversuchen aus dem KZ Auschwitz gelangen 
letztlich nur 144. Den nicht polnisch-sprechenden Geflohenen stell-
te sich das Problem der Kommunikation, und für jüdische Häftlinge 
war der in der polnischen Bevölkerung verbreitete Antisemitismus ein 
zusätzliches Erschwernis. Gelang es den Flüchtenden nicht, schon vor 
oder direkt nach der Flucht Kontakte zu Widerstandskämpfern oder 
Partisanenverbänden aus der Umgebung zu knüpfen, schwanden die 
Chancen des Überlebens rasch.

Auf Initiative von österreichischen Häftlingen gründete sich 1943 
die »Kampfgruppe Auschwitz«, deren Ziel der bewaffnete Aufstand in-
nerhalb des Lagers war. Diese international zusammengesetzte Gruppe 
war auch an der Vorbereitung des Aufstandes des Sonderkommandos 
beteiligt, der den Höhepunkt des bewaffneten Widerstandskampfes 
bildete. Das Sonderkommando bestand aus jüdischen Häftlingen, die 
unter SS-Bewachung in den Gaskammern und Krematorien arbeiten 
mussten. Im Oktober 1944 beschlossen die Häftlinge, gegen ihre unmit-
telbar bevorstehende Ermordung Widerstand zu leisten. Am 7. Oktober 
griffen etwa 300 Häftlinge die alarmierte SS mit Äxten, Hämmern, Stei-
nen, einigen Revolvern und einem leichten Maschinengewehr an. Es ge-
lang ihnen, das Krematorium IV in Brand zu setzen und selbstgebaute 
Granaten zu zünden. Den Sprengstoff hierfür hatten jüdische Frauen im 
Werk der Weichsel-Union-Metallwerke entwendet und nach Birkenau 
zum Sonderkommando geschmuggelt. Bei den folgenden Kämpfen mit 
den SS-Wachmannschaften gelang vielen Häftlingen die Flucht. Als sie 
von ihren Verfolgern gestellt wurden, verbarrikadierten sie sich in einer 
Scheune und setzten sich zur Wehr. Die SS legte Feuer und verbrannte 
rund 250 Häftlinge bei lebendigem Leibe. Die Überlebenden der Revol-
te wurden am selben Abend erschossen. Das zerstörte Krematorium IV 
blieb unbrauchbar und verlangsamte damit den Vernichtungsprozess.
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Lagerplan Monowitz

Diesen Plan des Konzentrationslagers Auschwitz-Monowitz legte der 
Rechtsanwalt der Verteidigung Dr. Alfred Seidl 1948 im Verfahren des 
Amerikanischen Militärgerichtshofes in Nürnberg gegen 23 Manager 
der I. G. Farbenindustrie vor. Der im Original farbige Plan (80x120 cm) 
findet sich als Anlage zu der eidesstattlichen Erklärung des Architek-
ten Rudolf Dömming vom 17. 1. 1948 (vgl. Fall VI, Dokumentenbuch 
Nr.1 für Dr. Walter Dürrfeld, Dürrfeld-Dokument Nr. 102, Bl. 74-80) 
Urheber der Lagerskizze ist der 1941 mit der Errichtung aller Bara-
ckenlager der I. G. Auschwitz beauftragte Rudolf Dömming. Der Plan 
zeigt den Ausbauzustand des Konzentrationslagers Monowitz im Jahre 
1944. Er weist einige Ungenauigkeiten und missverständliche Angaben 
auf, die einer Erklärung bedürfen. Die in der Überschrift genannte Be-
zeichnung „Lager IV“ – statt „Konzentrationslager Monowitz“ – geht 
auf eine interne Zählung der Barackenlager der I. G. Farbenindustrie 
in Auschwitz zurück, die auch die Barackenunterkünfte von deutschen 
Zivilarbeitern, ausländischen Zwangsarbeitern und englischen Kriegs-
gefangenen einschloss.

Der im nordöstlichen Teil eingezeichnete Häftlingskrankenbau ex-
pandierte bis 1945 auf insgesamt neun Blocks, zu denen die beiden von 
Dömming eingezeichneten „Genesungsblocks“ im südöstlich gelege-
nen Teil jedoch nicht gehörten (vgl. Antoni Markowski, „Organisation, 
Entwicklung und Tätigkeit des Häftlingskrankenbaus in Monowitz [KL 
Auschwitz III]“, in: Hefte von Auschwitz Nr. 15, 1975, S. 113-181). Die 
im „Grundriss der Unterkunftsbaracke“ aufgeführte Angabe von 165 
Schlafstellen beschönigt die permanent herrschende Platznot in den 
Blocks. In der Regel mussten sich zwei Häftlinge ein Bett teilen. Durch-
schnittlich wurden rund 300 Häftlinge in einen Block gepfercht. 

Im Plan fehlen vier Baracken, die sich am Rand des hier irrefüh-
rend als „Antrete- und Sportplatz“ bezeichneten Appellplatz befanden. 
Der eidesstattlichen Erklärung von Max Faust (7. 8. 1947, NI-9819, 
Bl. 4 f.) ist zu entnehmen, dass sie südlich der von Sommer 1943 bis 
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Winter 1943 aufgestellten Zelte lagen. Das in der nordwestlichen Ecke 
des Lagers eingezeichnete Arbeitserziehungslager existierte seit Januar 
1943 und war innerhalb des Konzentrationslagers mit einem zusätzli-
chen Stacheldrahtzaun abgegrenzt. In den fünf Baracken des Arbeits-
erziehungslagers waren durchschnittlich vier- bis fünfhundert wegen 
„Arbeitsbummelei“ oder „Sabotage“ verurteilte Zwangsarbeiter inhaf-
tiert, die auf der Baustelle der I. G. Auschwitz arbeiten mussten (vgl. 
hierzu die Erinnerungen des Lagerältesten des Arbeitserziehungslagers: 
Siegfried Halbreich, Before – During – After, New York 1991, S. 73 ff.)
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Als Hans Frankenthal im Sommer 1945 als Neunzehn­
jähriger nach Schmallenberg zurückkehrte, blickte er  

auf eine geraubte Jugend zurück. Der Sohn eines jüdischen 
Viehhändlers war mit seiner Familie nach Auschwitz  

deportiert worden. Seine Eltern wurden direkt nach der 
Ankunft ermordet. Hans und sein Bruder Ernst wurden  
als Zwangsarbeiter beim Aufbau des Buna-Werkes der 

I. G. Farben in Monowitz und den unterirdischen  
Fabriken bei der V-2-Raketenproduktion im  

KZ-Dora-Mittelbau eingesetzt. Nach der Befreiung in 
Theresienstadt kehrte Hans Frankenthal in seine Heimat­
gemeinde zurück. Er musste die schmerzliche Erfahrung 

machen, dass niemand sich für seine Geschichte und  
die Verfolgung und Ermordung der Juden in der Zeit des 

Nationalsozialismus interessierte.
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Rückkehr

Erfahrungen nach dem Judenmord 

Hans Frankenthal
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